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Aktuelle Steuer-Informationen 

Juli 2024 

 
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist die pauschale Besteuerung für Betriebsveranstaltun-

gen auch zulässig für Veranstaltungen, die nicht allen Betriebsangehörigen offenstehen. Nicht so er-

freulich ist dagegen ein Urteil des Bundessozialgerichts, wonach die verspätete Pauschalbesteuerung 

nicht zur Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung führt. 

 

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

 

 Der Bundesfinanzhof hat sich erneut mit der Frage befasst, wie eine kürzere tatsächliche Nutzungs-

dauer eines Gebäudes darzulegen ist und entschieden, dass sich der Steuerpflichtige jeder sachver-

ständigen Methode bedienen kann, die zur Nachweisführung geeignet erscheint. 

 

 Die Rückgängigmachung von Investitionsabzugsbeträgen für die Anschaffung von ab dem Jahr 

2022 steuerbefreiten Photovoltaikanlagen ist nicht zu beanstanden. So lautet zumindest ein Be-

schluss des Finanzgerichts Köln in einem Aussetzungsverfahren, der die Sichtweise des Bundesfi-

nanzministeriums bestätigt. 

 

 Die Anhebung der gesetzlichen Altersrenten zum 1.7.2024 ist durchaus erfreulich. Rentner sollten 

aber beachten, dass daraus (erstmals) eine Steuerpflicht resultieren kann. 

 

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für Juli 2024. Viel Spaß beim 

Lesen ! Generell gilt wie immer bei den weniger erfreulichen News: Ich bin nur der Bote ! 
 

 

 

Ihr 

Norbert Reuter 

Steuerberater  
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ALLE STEUERZAHLER 

 

Energetische Gebäudesanierung: FAQ zur steuerlichen Förderung 
 

| Für energetische Maßnahmen an einem zu eigenen Wohnzwecken genutzten eigenen Gebäude ist nach 

§ 35c des Einkommensteuergesetzes (EStG) eine Steuerermäßigung möglich. Das Bundesfinanzminis-

terium hat nun einen Fragen-Antworten-Katalog (FAQ) veröffentlicht (Stand: 15.2.2024). | 

 

Das Bundesfinanzministerium gibt u.a. Antwor-

ten auf folgende Fragen: 

 Was wird gefördert und wie hoch ist die 

steuerliche Förderung ? 

 

 Was sind die Voraussetzungen ? 

 Wer darf die energetischen Maßnahmen aus-

führen ? 

 Welche Alternativen gibt es zur steuerlichen 

Förderung ? 

 

 

ALLE STEUERZAHLER 

 

Steuertipps für Menschen mit Behinderung 
 

| Das Finanzministerium Baden-Württemberg hat einen Steuerratgeber für Menschen mit einer Behin-

derung veröffentlicht (2. Auflage, Mai 2024). | 

 

Der Gesetzgeber sieht für Menschen mit Behin-

derungen verschiedene steuerliche Entlastungen 

und Vergünstigungen vor. In dem Ratgeber wer-

den die wichtigsten Vorschriften für Menschen 

mit Behinderungen und deren Angehörige in der 

Lohnsteuer, der Einkommensteuer und der Um-

satzsteuer dargestellt. 

 

 

ALLE STEUERZAHLER 

 

Bescheide: Wirksame Bekanntgabe an einen Bevollmächtigten trotz Vollmachtswiderruf 
 

| Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass ein Verwaltungsakt auch dann wirksam bekannt gegeben 

ist, wenn er an einen zunächst wirksam bestellten Bevollmächtigten übersandt wird, dessen Vollmacht 

allerdings, wie dem Finanzamt erst kurz nach der Absendung des Verwaltungsakts angezeigt worden 

ist, bereits zuvor widerrufen worden war. | 

 

Sachverhalt 

Die Klägerin hatte – nachdem ihr Einspruch 

gegen einen Steuerbescheid vom Finanzamt 

mit einer Einspruchsentscheidung zurückge-

wiesen worden war – Klage beim Finanzge-

richt erhoben. Das Finanzamt hatte die Ein-

spruchsentscheidung zunächst an den ihr von 
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der Klägerin benannten Bevollmächtigten ge-

sandt.  
 

Dieser schickte die Einspruchsentscheidung 

an das Finanzamt zurück und teilte mit, seine 

Vollmacht sei zwischenzeitlich widerrufen 

worden. Daraufhin wurde die Einspruchsent-

scheidung zeitnah an die Klägerin gesandt, die 

jedoch erst Monate später selbst Klage erhob. 

 

Ob die Klage fristgerecht erhoben und damit zu-

lässig war, hing davon ab, ob die Bekanntgabe 

der Einspruchsentscheidung an den ursprüngli-

chen Bevollmächtigten der Klägerin wirksam 

war.  

 

Grundsätzlich kann die Bekanntgabe eines Steu-

erbescheids oder einer Einspruchsentscheidung 

sowohl an den Steuerpflichtigen als auch an den 

Bevollmächtigten erfolgen. Letzteres gilt aber 

nur so lange, wie das Finanzamt von einer wirk-

samen Bevollmächtigung ausgehen darf. 

 

Das Finanzgericht Münster und der Bundesfi-

nanzhof bejahten eine wirksame Bekanntgabe an 

den ehemaligen Bevollmächtigten und sahen die 

Klage der Klägerin daher als unzulässig an. Die 

Einspruchsentscheidung ist dem Bevollmächtig-

ten wirksam bekannt gegeben worden, da das Fi-

nanzamt nach Aktenlage bis zu der Absendung 

der Einspruchsentscheidung von einer wirksa-

men Vollmacht ausgehen durfte. Die Mitteilung 

des Widerrufs der Vollmacht, die erst nach der 

Absendung der Einspruchsentscheidung er-

folgte, steht dem nicht entgegen, da für die wirk-

same Bekanntgabe an den Bevollmächtigten nur 

auf den Kenntnisstand des Finanzamts zum Zeit-

punkt der Absendung abzustellen ist. 

 
Quelle | BFH-Urteil vom 8.2.2024, Az. VI R 25/21; BFH, 

PM Nr. 24/24 vom 10.5.2024 

 

 

ALLE STEUERZAHLER 

 

Präimplantationsdiagnostik: Aufwendungen als außergewöhnliche Belastungen 
 

| Aufwendungen einer gesunden Steuerpflichtigen für eine durch eine Krankheit des Partners veranlasste 

Präimplantationsdiagnostik (PID) können als außergewöhnliche Belastungen abziehbar sein. So lautet 

eine steuerzahlerfreundliche Entscheidung des Bundesfinanzhofs. | 

 

Hintergrund: Bei der PID handelt es sich um ein 

genetisches Diagnoseverfahren zur vorgeburtli-

chen Feststellung von Veränderungen des Erb-

materials, die eine Fehl- oder Totgeburt verursa-

chen bzw. zu einer schweren Erkrankung eines 

lebend geborenen Kindes führen können. Es er-

folgt eine zielgerichtete genetische Analyse von 

Zellen eines durch künstliche Befruchtung ent-

standenen Embryos vor seiner Übertragung und 

Einnistung in die Gebärmutter. 

 

Sachverhalt 

Bei dem Partner der Steuerpflichtigen lag eine 

chromosomale Translokation vor. Aufgrund 

dieser Chromosomenmutation bestand eine 

hohe Wahrscheinlichkeit dafür, dass ein auf 

natürlichem Weg gezeugtes gemeinsames 

Kind an schwersten körperlichen oder geisti-

gen Behinderungen leidet und unter Umstän-

den nicht lebensfähig ist. Daher wurde eine 

PID durchgeführt. Der Großteil der hierfür 

notwendigen Behandlungen betraf die Steuer- 
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pflichtige, die den Abzug der Kosten als au-

ßergewöhnliche Belastungen beantragte. Das 

Finanzamt lehnte eine Berücksichtigung der 

Behandlungskosten ab. Das Finanzgericht 

Niedersachsen gab der Klage hinsichtlich der 

von der Steuerpflichtigen selbst getragenen 

Aufwendungen hingegen statt. 

 

Der Bundesfinanzhof bestätigte nun die Vorent-

scheidung. Die Aufwendungen für die Behand-

lung der Steuerpflichtigen sind zwangsläufig 

entstanden, weil die ärztlichen Maßnahmen in 

ihrer Gesamtheit dem Zweck dienten, eine durch 

Krankheit beeinträchtigte körperliche Funktion 

ihres Partners auszugleichen. Wegen der biolo-

gischen Zusammenhänge konnte (anders als bei 

anderen Erkrankungen) durch eine medizinische 

Behandlung allein des erkrankten Partners keine 

Linderung der Krankheit eintreten. Daher steht 

der Umstand, dass die Steuerpflichtige selbst ge-

sund ist, der Berücksichtigung der Aufwendun-

gen nicht entgegen. 

 

Unschädlich war auch, dass die Steuerpflichtige 

und ihr Partner nicht verheiratet waren – und 

schließlich war auch das Erfordernis der Über-

einstimmung der vorgenommenen Behandlungs-

schritte mit gesetzlichen Vorschriften (insbeson-

dere dem Embryonenschutzgesetz) erfüllt. 

 

Beachten Sie | Außergewöhnliche Belastungen 

wirken sich nur dann steuermindernd aus, wenn 

sie die in § 33 Abs. 3 des Einkommensteuerge-

setzes festgelegte zumutbare Belastung überstei-

gen. Die Höhe der zumutbaren Belastung hängt 

dabei u.a. vom Gesamtbetrag der Einkünfte ab. 

 
Quelle | BFH-Urteil vom 29.2.2024, Az. VI R 2/22; BFH, 

PM Nr. 23/24 vom 10.5.2024 

 

 

VERMIETER 

 

Kürzere Restnutzungsdauer eines Gebäudes durch sachverständige Schätzung 
 

| Der Bundesfinanzhof hat sich erneut mit der Frage befasst, wie eine kürzere tatsächliche Nutzungs-

dauer eines Gebäudes (§ 7 Abs. 4 S. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG)) darzulegen ist und ent-

schieden, dass sich der Steuerpflichtige jeder sachverständigen Methode bedienen kann, die im Einzel-

fall zur Führung des erforderlichen Nachweises geeignet erscheint. | 

 

Bei Gebäuden sind als Abschreibungen grund-

sätzlich die in § 7 Abs. 4 S. 1 EStG genannten 

festen Prozentsätze von den Anschaffungskosten 

abzuziehen. Den Prozentsätzen liegt jeweils eine 

typisierte Nutzungsdauer zugrunde, die mit der 

tatsächlichen Nutzungsdauer im Erwerbszeit-

punkt nichts gemein haben muss. Nach § 7 Abs. 

4 S. 2 EStG in der im Streitjahr geltenden Fas-

sung können (Wahlrecht) anstelle dieser Ab-

schreibungen die der tatsächlichen Nutzungs-

dauer eines Gebäudes entsprechenden Abschrei- 
 

bungen vorgenommen werden. 

 

Die Darlegungs- und Feststellungslast für eine 

kürzere tatsächliche Nutzungsdauer trägt der 

Steuerpflichtige, wobei diese zu schätzen ist. 

Dabei kann sich der Steuerpflichtige jeder sach-

verständigen Methode bedienen, die zur Füh-

rung des Nachweises geeignet erscheint. Die 

Einschränkungen, die das Bundesfinanzministe-

rium im Schreiben vom 22.2.2023 macht, lassen 

sich, so der Bundesfinanzhof, dem Gesetz jeden- 
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falls nicht in Gänze entnehmen. Vor allem die 

sachverständige Ermittlung der Restnutzungs-

dauer nach § 4 Abs. 3 der Immobilienwertermitt-

lungsverordnung vom 14.7.2021 ist eine gut-

achterlich anerkannte Schätzungsmethode. 

 

Merke | Allerdings kann der Steuerpflichtige 

nicht allein durch eine schlichte Bezugnahme 

auf die modellhaft ermittelte Gesamt- sowie 

Restnutzungsdauer eines Gebäudes nach 

Maßgabe der betreffenden Immobilienwerter-

mittlungsverordnung eine kürzere tatsächliche 

Nutzungsdauer iSd. § 7 Abs. 4 S. 2 EStG dar-

legen und nachweisen. Vielmehr bedarf es für 

die Schätzung der Nutzungsdauer einer sach-

verständigen Begutachtung, die sich insbeson-

dere zu den individuellen Gegebenheiten des 

Objekts (zum Beispiel durchgeführte oder un-

terlassene Instandsetzungen oder Modernisie-

rungen) verhält.  

 
Quelle | BFH-Urteil vom 23.1.2024, Az. IX R 14/23, BMF-

Schreiben vom 22.2.2023, Az. IV C 3 - S 2196/22/10006: 

005 

 

 

FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE 

 

Investitionsabzugsbetrag: Rückgängigmachung für eine steuerbefreite Photovoltaikan-

lage 
 

| Die Rückgängigmachung von Investitionsabzugsbeträgen für die Anschaffung von ab dem Jahr 2022 

steuerbefreiten Photovoltaikanlagen ist nicht zu beanstanden. So lautet ein Beschluss des Finanzgerichts 

Köln in einem Aussetzungsverfahren, der die Sichtweise des Bundesfinanzministeriums bestätigt. | 

 

Hintergrund 

 

Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurden Ein-

künfte aus dem Betrieb einer Photovoltaikan-

lage, die bisher zu steuerpflichtigen gewerbli-

chen Einkünften führen konnten, unter den Vo-

raussetzungen des § 3 Nr. 72 des Einkommen-

steuergesetzes (EStG) steuerfrei gestellt – und 

zwar rückwirkend ab 1.1.2022. 

 

Im Hinblick auf eine zu errichtende Photovolta-

ikanlage haben Steuerpflichtige jedoch im Rah-

men ihrer Gewinnermittlungen bzw. Einkom-

mensteuererklärungen für 2021 einen gewinn-

mindernden Investitionsabzugsbetrag gebildet. 

Nach Ansicht der Verwaltung sind diese Ab-

zugsbeträge nach § 7g Abs. 3 EStG durch Ände-

rung der Einkommensteuerfestsetzung für 2021 

rückgängig zu machen. Ob dies rechtmäßig ist,  
 

ist derzeit umstritten. 
 

Beschluss des Finanzgerichts Köln 

 

In einem Verfahren des vorläufigen Rechts-

schutzes hat das Finanzgericht Köln nun die 

Auffassung des Bundesfinanzministeriums be-

stätigt – u.a. soll eine verfassungswidrige Rück-

wirkung und eine Verletzung des Grundsatzes 

des Vertrauensschutzes bereits wegen der be-

günstigenden Rechtsfolgen des § 3 Nr. 72 EStG 

ausgeschlossen sein. 
 

Beachten Sie | Die Entscheidung ist noch nicht 

rechtskräftig, da der Steuerpflichtige Be-

schwerde eingelegt hat. 
 
Quelle | FG Köln, Beschluss vom 14.3.2024, Az. 7 V 

10/24, BFH: Az. III B 24/24; BMF-Schreiben vom 

17.7.2023, Az. IV C 6 - S 2121/23/10001:001, Rz. 19 
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UMSATZSTEUERZAHLER 

 

Erneuerung der Heizungsanlage: Kein Vorsteuerabzug bei einer Wohnraumvermietung 
 

| Schuldet der Vermieter von Wohnraum zum vertragsgemäßen Gebrauch auch die Versorgung mit 

Wärme und warmem Wasser, stehen Kosten des Vermieters für eine neue Heizungsanlage jedenfalls 

dann im direkten und unmittelbaren Zusammenhang zur steuerfreien Vermietung, wenn es sich dabei 

nicht um Betriebskosten handelt, die der Mieter gesondert zu tragen hat. Die Quintessenz aus dieser 

Entscheidung des Bundesfinanzhofs: Der Vermieter kann für die Heizungsanlage keinen Vorsteuerab-

zug beanspruchen. | 

 

Hintergrund: Nach § 15 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 des 

Umsatzsteuergesetzes ist der Vorsteuerabzug für 

Lieferungen und sonstige Leistungen ausge-

schlossen, die der Unternehmer zur Ausführung 

steuerfreier Umsätze verwendet.  

 

Das Finanzgericht Münster hatte den Streitfall 

noch anders beurteilt und auf getrennte Leistun-

gen abgestellt, nämlich einerseits steuerfreie 

Vermietungsleistungen und andererseits steuer-

pflichtige Energielieferungen. 

 

Der Bundesfinanzhof lehnte den vom Vermieter 

begehrten Vorsteuerabzug aus dem Heizungs-

austausch aber bereits deshalb ab, weil der Ver-

mieter dort entsprechend den mietrechtlichen 

Rahmenbedingungen die Gestellung einer Woh-

nung zum bestimmungsgemäßen Gebrauch – d. 

h. einschließlich der Gestellung warmen Brauch-

wassers – schuldete und die diesbezüglichen 

Zahlungen nicht als dem Mieter gesondert bere-

chenbare Betriebskosten i. S. des § 556 des Bür-

gerlichen Gesetzbuchs anzusehen waren. 

 
Quelle | BFH-Urteil vom 7.12.2023, Az. V R 15/21 

 

 

ARBEITGEBER 

 

Betriebsveranstaltungen: Zwei wichtige Urteile zur Lohnsteuerpauschalierung 
 

| Nach einer aktuellen Entscheidung des Bundesfinanzhofs ist die pauschale Besteuerung (Steuersatz 

iHv. 25 %) für Betriebsveranstaltungen auch zulässig für Veranstaltungen, die nicht allen Betriebsan-

gehörigen offenstehen. Nicht so erfreulich ist dagegen ein Urteil des Bundessozialgerichts, wonach die 

verspätete Pauschalbesteuerung nicht zur Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung führt. | 

 

Hintergrund 

 

Zuwendungen des Arbeitgebers an seinen Ar-

beitnehmer und dessen Begleitpersonen anläss-

lich von Veranstaltungen auf betrieblicher Ebene 

mit gesellschaftlichem Charakter (Betriebsver-

anstaltung) führen zu Arbeitslohn. Dies ist in § 

19 Abs. 1 S. 1 Nr. 1a S. 1 des Einkommensteu-

ergesetzes (EStG) geregelt.  

 

Soweit die Zuwendungen den Betrag von 110 

EUR je Betriebsveranstaltung und teilnehmen-

den Arbeitnehmer nicht übersteigen, gehören sie 

jedoch nicht zu den Einkünften aus nichtselbst- 
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ständiger Arbeit, wenn die Teilnahme allen An-

gehörigen des Betriebs oder eines Betriebsteils 

offensteht. Dies gilt für bis zu zwei Betriebsver-

anstaltungen jährlich (§ 19 Abs. 1 S. 1 Nr. 1a S. 

3 und S. 4 EStG). 

 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

 

Ungeklärt war bislang die Frage, ob eine „Be-

triebsveranstaltung“ auch bei einem geschlosse-

nen Kreis (beispielsweise Vorstands- und Füh-

rungskräftefeiern) vorliegt. 

 

Beachten Sie | Dann kann zwar kein Freibetrag 

i. H. von 110 EUR gewährt werden, aber es wäre 

eine Lohnsteuerpauschalierung nach § 40 Abs. 2 

S. 1 Nr. 2 EStG mit 25 % möglich. 

 

Diese Frage hat der Bundesfinanzhof (im Gegen-

satz zur Vorinstanz) nun zugunsten der Steuer-

pflichtigen entschieden. Nach der ab dem Ver-

anlagungszeitraum 2015 geltenden Definition in 

§ 19 Abs. 1 S. 1 Nr. 1a S. 1 EStG kann eine Be-

triebsveranstaltung auch dann vorliegen, wenn 

sie nicht allen Angehörigen eines Betriebs oder 

eines Betriebsteils offensteht. Und da diese De-

finition dem Tatbestandsmerkmal „Betriebsver-

anstaltung“ in § 40 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 EStG ent-

spricht, ist eine pauschale Besteuerung möglich.  

 

Urteil des Bundessozialgerichts 

 

Im Streitfall des Bundessozialgerichts ging es auch 

um Betriebsveranstaltungen – und zwar um die 

Frage, welche Folgen eine verspätete Lohnsteuer-

pauschalierung für die Sozialversicherung hat. 

 

Sachverhalt 

Ein Unternehmen feierte mit seinen Beschäf-

tigten am 5.9.2015 ein Firmenjubiläum. Am 

31.3.2016 zahlte es für September 2015 auf 

einen Betrag von rund 163.000 EUR die für  

162 Arbeitnehmer angemeldete Pauschal-

steuer. Nach einer Betriebsprüfung forderte 

der Rentenversicherungsträger von dem Un-

ternehmen Sozialversicherungsbeiträge und 

Umlagen in Höhe von rund 60.000 EUR nach 

– und zwar zu Recht, wie das Bundessozial-

gericht entschieden hat (die gegenteiligen Ent-

scheidungen der Vorinstanzen wurden aufge-

hoben). 

 

Aufwendungen von mehr als 110 EUR je Be-

schäftigten für eine betriebliche Jubiläumsfeier 

sind als geldwerter Vorteil in der Sozialversiche-

rung beitragspflichtig, wenn sie nicht mit der 

Entgeltabrechnung, sondern erst erheblich später 

pauschal versteuert werden.  

 

Es kommt entscheidend darauf an, dass die pau-

schale Besteuerung „mit der Entgeltabrechnung 

für den jeweiligen Abrechnungszeitraum“ er-

folgt. Dies wäre im konkreten Fall die Entgeltab-

rechnung für September 2015 gewesen. Tatsäch-

lich wurde die Pauschalbesteuerung aber erst 

Ende März 2016 durchgeführt und damit sogar 

nach dem Zeitpunkt, zu dem die Lohnsteuerbe-

scheinigung für das Vorjahr übermittelt werden 

musste. 

 

Merke | Die Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung vertreten im Besprechungser-

gebnis vom 20.4.2016 (TOP 5) die Auffas-

sung, dass eine nachträgliche Pauschalbesteu-

erung nur bis zur Erstellung der Lohnsteuer-

bescheinigung geltend gemacht werden kann, 

also längstens bis zum 28.2. des Folgejahrs. 

Dem hat sich das Bundessozialgericht nun im 

Ergebnis angeschlossen. 

 
Quelle | BFH-Urteil vom 27.3.2024, Az. VI R 5/22; 

BSG-Urteil vom 23.4.2024, Az. B 12 BA 3/22 R, BSG, 

PM Nr. 15/24 vom 23.4.2024; Spitzenorganisationen der 

Sozialversicherung, Besprechungsergebnis vom 

20.4.2016, TOP 5 
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ARBEITGEBER 

 

Steuerfreie Zuschläge: Häusliche Arbeit versus Arbeit nach dem Heimarbeitsgesetz 
 

| Bei Lohnsteuer-Außenprüfungen stoßen Prüfer immer häufiger auf Sachverhalte, in denen der Arbeit-

geber im Rahmen einer Gehaltsumwandlung den Grundlohn abgesenkt und einen nach § 3 Nr. 30 und 

Nr. 50 des Einkommensteuergesetzes (EStG) steuerfreien Heimarbeiterzuschlag zur Abgeltung der mit 

der Heimarbeit verbundenen Aufwendungen (zB. für Miete, Heizung und Beleuchtung der Arbeits-

räume) bezahlt hat. Und hier ist Vorsicht geboten: Denn in vielen Fällen sind die Voraussetzungen für 

den steuerfreien Heimarbeiterzuschlag nach dem Heimarbeitsgesetz (HAG) nicht erfüllt. | 

 

Informationen zum Heimarbeiterzuschlag ent-

hält vor allem die Lohnsteuerrichtlinie 9.13. Hier 

heißt es in Abs. 2: „Lohnzuschläge, die den 

Heimarbeitern zur Abgeltung der mit der Heim-

arbeit verbundenen Aufwendungen neben dem 

Grundlohn gezahlt werden, sind insgesamt aus 

Vereinfachungsgründen nach § 3 Nr. 30 und 50 

EStG steuerfrei, soweit sie 10 % des Grundlohns 

nicht übersteigen.“ 

 

Beachten Sie | Die im Einkommensteuergesetz 

geregelte Steuerfreiheit gilt allerdings nur für 

Heimarbeiter i. S. des § 2 Abs. 1 HAG. Die steu-

erfreien Zuschläge können also nicht von Arbeit-

nehmern in Anspruch genommen werden, die 

ihre Tätigkeit seit der Coronapandemie (teil-

weise) im Homeoffice ausüben.  

 
Quelle | R 9.13 Abs. 2 Lohnsteuerrichtlinien; § 2 Heimar-

beitsgesetz 

 

 

ARBEITNEHMER 

 

Keine ermäßigte Besteuerung: Kapitalauszahlung einer Rente 
 

| Die Auszahlung einer Direktversicherung nach Ausübung eines vertraglich eingeräumten Kapitalwahl-

rechts unterliegt nicht dem ermäßigten Steuersatz. Gegen diese Entscheidung des Finanzgerichts Müns-

ter ist allerdings die Revision anhängig. | 

 

Sachverhalt 

Im Streitfall hatte die Steuerpflichtige mit ih-

rem damaligen Arbeitgeber die Umwandlung 

eines Teils ihres Gehalts in Beiträge zu einer 

Direktversicherung nach dem Betriebsrenten-

gesetz vereinbart. Daraufhin schloss der Ar-

beitgeber für die Steuerpflichtige eine solche 

Versicherung mit einer Beitragszahlungs-

dauer von 14 Jahren ab. Es sollte eine lebens-

lange monatliche Rente gezahlt werden oder 

auf Antrag eine einmalige Kapitalabfindung er-

folgen. 
 

Im Streitjahr 2019 übte die Steuerpflichtige 

das Kapitalwahlrecht aus und erhielt ca. 

44.500 EUR. Diesen Betrag behandelte das 

Finanzamt als steuerpflichtige Rente und be-

steuerte ihn mit dem regulären Steuersatz. Die 

hiergegen gerichtete Klage war erfolglos. 
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Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten kön-

nen als außerordentliche Einkünfte in Betracht 

kommen, die ermäßigt zu besteuern sind (Fünf-

tel-Regelung). Da es im Streitfall aber an dem 

Tatbestandsmerkmal der Außerordentlichkeit 

fehlte, kam keine ermäßigte Besteuerung in Be-

tracht.  

 

Im Hinblick auf die Kapitalauszahlung von Ren-

ten kam es nach der früheren Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs ausschließlich auf die ver-

tragliche Vereinbarung an (keine ermäßigte Be-

steuerung, wenn das Kapitalwahlrecht schon in 

der ursprünglichen Versorgungsregelung enthal-

ten war). In späteren Entscheidungen hat es der 

Bundesfinanzhof jedoch vielmehr für maßgeb-

lich gehalten, ob das Kapitalwahlrecht nur in 

atypischen Einzelfällen tatsächlich ausgeübt 

wird, wofür statistisches Material ausgewertet 

werden muss. 

Vor diesem Hintergrund hat das Finanzgericht 

Münster nun die Revision mit folgendem Wort-

laut zugelassen: „Dem Bundesfinanzhof ist Ge-

legenheit zu geben, über die Ausschärfung der 

Kriterien zur Bestimmung der Atypik bei Kapi-

talauszahlungen von Renten erneut zu entschei-

den, da er bei seinen bisherigen Entscheidungen 

(irrtümlich) davon ausgegangen ist, dass statisti-

sches Material über die Häufigkeit der Aus-

übung von Kapitalwahlrechten verfügbar ist.“ 

 

Merke | Da die Steuerpflichtige die Revision 

eingelegt hat, können geeignete Fälle mit ei-

nem Einspruch bis zur Entscheidung des Bun-

desfinanzhofs offengehalten werden. 

 
Quelle | FG Münster, Urteil vom 24.10.2023, Az. 1 K 

1990/22 E, Rev. BFH: Az. X R 25/23

 

 

ARBEITNEHMER 

 

Kirchliche Arbeitgeber: Erstattungen für erweiterte Führungszeugnisse kein Arbeitslohn 
 

| Der Bundesfinanzhof hat entschieden: Kostenerstattungen eines kirchlichen Arbeitgebers an seine Be-

schäftigten für die Erteilung erweiterter Führungszeugnisse, zu deren Einholung der Arbeitgeber zum 

Zwecke der Prävention gegen sexualisierte Gewalt kirchenrechtlich verpflichtet ist, führen nicht zu 

Arbeitslohn. | 

 

Die Einholung der erweiterten Führungszeug-

nisse durch die Arbeitnehmer erfolgte aufgrund 

einer nur die kirchlichen Rechtsträger, nicht aber 

die Arbeitnehmer treffenden (kirchenrechtli-

chen) Verpflichtung.  

 

Durch das individuelle Dienstverhältnis veran-

lasste, zu Lohn führende Zuwendungen erbringt 

der Arbeitgeber gegenüber seinen Arbeitneh-

mern aber regelmäßig nicht, wenn er ausschließ-

lich eine eigene, insbesondere nicht gegenüber 

den Arbeitnehmern bestehende Verpflichtung 

erfüllt.  

 

Die zur Erfüllung einer entsprechenden Ver-

pflichtung entstehenden Kosten wendet der Ar-

beitgeber in einer solchen Konstellation im eige-

nen Interesse auf. Sie sind Ausfluss seiner eigen-

betrieblichen Tätigkeit.  

 

Beachten Sie | Haben die Arbeitnehmer die vom 

Arbeitgeber für dessen eigenbetriebliche Tätig- 
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keit zu tragenden Kosten (wie im Streitfall) zu-

nächst aus eigenen Mitteln verauslagt, wendet 

der Arbeitgeber ihnen mit der Erstattung ihrer 

Aufwendungen keinen Vorteil zu, der sich im 

weitesten Sinne als Gegenleistung für das Zur- 

verfügungstellen der individuellen Arbeitskraft 

des Arbeitnehmers erweisen könnte. 

 
Quelle | BFH-Urteil vom 8.2.2024, Az. VI R 10/22 

 

 

RENTNER 

 

Anstieg der gesetzlichen Altersrenten ab 1.7.2024 
 

| Die gesetzlichen Altersrenten werden im Rahmen der jährlichen Rentenanpassung zum 1.7.2024 (erst-

mals bundeseinheitlich) um 4,57 % steigen. Hiervon profitieren rund 21 Millionen Rentner. | 

 

Die Rentenanpassung kann dazu führen, dass 

Rentner erstmals in die Steuerpflicht „rutschen“ 

und eine Steuererklärung abgeben müssen. Eine 

Steuerpflicht tritt aber nur ein, wenn der steuer-

pflichtige Teil der Jahresbruttorente – zuzüglich 

weiterer Einkünfte (zB. aus einer Vermietung) 

und unter Berücksichtigung etwaiger Freibe-

träge und sonstiger Abzugsbeträge – den steuer-

lichen Grundfreibetrag übersteigt. Für das Jahr 

2023 beträgt der Grundfreibetrag 10.908 EUR 

pro Jahr, für 2024 sind es aktuell 11.604 EUR. 

Bei einer steuerlichen Zusammenveranlagung 

von Eheleuten gelten die doppelten Werte. 

 

Neben dem Grundfreibetrag spielt der Renten-

freibetrag eine wichtige Rolle: Das ist der Teil 

der Rente, der nicht versteuert wird. Entschei-

dend für den Rentenfreibetrag ist das Jahr des 

Rentenbeginns. Der Rentenfreibetrag ist ein fes-

ter Betrag, der in den Folgejahren für den Rent-

ner unverändert bleibt. Die jährlichen Rentener-

höhungen, die im Laufe der Rente folgen, müs-

sen in voller Höhe versteuert werden.  

 

Beachten Sie | Der steuerpflichtige Teil der 

Rente aus einer Basisversorgung beträgt bei ei-

nem Rentenbeginn im Jahr 2005 oder früher 50 

%. Der Besteuerungsanteil wird für jeden neuen 

Rentnerjahrgang sukzessive erhöht. Wer zB. 

2023 in Rente gegangen ist, dem steht nur noch 

ein Rentenfreibetrag von 17,5 % zu. Das bedeu-

tet: 17,5 % der Rente bleiben steuerfrei und 82,5 

% der Rente unterliegen der Besteuerung. Da der 

Besteuerungsanteil für jeden neuen Rentenein-

trittsjahrgang ab 2023 um einen halben Prozent-

punkt erhöht wird, gelten 100 % Besteuerungs-

anteil dann erstmals für 2058 (= Jahr des Ren-

tenbeginns).  

 
Quelle | Die Bundesregierung, Mitteilung vom 24.4.2024: 

„Renten steigen zum 1. Juli erneut deutlich“ 
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ABSCHLIESSENDE HINWEISE 

 

Umsatzsteuer-Sonderprüfung 2023: Mehrergebnis in Höhe von 1,52 Mrd. EUR 
 

| Nach den statistischen Aufzeichnungen der obersten Finanzbehörden der Länder haben die im Jahr 

2023 durchgeführten Umsatzsteuer-Sonderprüfungen bei der Umsatzsteuer zu einem Mehrergebnis von 

rund 1,52 Mrd. EUR geführt. Die Ergebnisse aus der Teilnahme von Umsatzsteuer-Sonderprüfern an 

allgemeinen Betriebsprüfungen oder an den Prüfungen der Steuerfahndung sind in diesem Mehrergebnis 

nicht enthalten. | 

 

Umsatzsteuer-Sonderprüfungen werden unab-

hängig vom Turnus der allgemeinen Betriebs-

prüfung und ohne Unterscheidung der Größe der 

Betriebe vorgenommen. Im Jahr 2023 wurden 

63.282 Umsatzsteuer-Sonderprüfungen durchge-

führt. Im Jahresdurchschnitt waren 1.604 Um-

satzsteuer-Sonderprüfer eingesetzt. Jeder Prüfer 

führte im Durchschnitt 39 Sonderprüfungen 

durch. Dies bedeutet für jeden eingesetzten Prü-

fer ein durchschnittliches Mehrergebnis von 

rund 0,94 Mio. EUR. 

 
Quelle | BMF, Mitteilung vom 25.4.2024 
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ABSCHLIESSENDE HINWEISE 

 

Verzugszinsen 
 

| Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1.1.2002 der Basiszinssatz nach § 247 BGB anzu-

wenden. Die Höhe wird jeweils zum 1.1. und 1.7. eines Jahres neu bestimmt. | 

 

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1.1.2024 bis 

zum 30.06.2024 beträgt 3,62 Prozent.  

 

Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen: 

 für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 8,62 

Prozent 

 für den unternehmerischen Geschäftsver-

kehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 12,62 Prozent* 

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 

29.7.2014 entstanden sind: 11,62 Prozent. 

 

Die für die Berechnung der Verzugszinsen anzu-

wendenden Basiszinssätze betrugen in der Ver-

gangenheit: 

 

Berechnung der Verzugszinsen 

Zeitraum Zins 

vom 1.7.2023 bis 31.12.2023 3,12 Prozent 

vom 1.1.2023 bis 30.06.2023 1,62 Prozent 

vom 1.7.2022 bis 31.12.2022 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2022 bis 30.6.2022 -0,88 Prozent 

vom 1.7.2021 bis 31.12.2021 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2021 bis 30.6.2021 -0,88 Prozent 

vom 1.7.2020 bis 31.12.2020 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2020 bis 30.6.2020 -0,88 Prozent 

vom 1.7.2019 bis 31.12.2019 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2019 bis 30.6.2019 -0,88 Prozent 

vom 1.7.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent 

vom 1.1.2018 bis 30.6.2018 -0,88 Prozent 

 

ABSCHLIESSENDE HINWEISE 

 

Verbraucherpreisindex 
 

| Der Verbraucherpreisindex für Deutschland gibt die durchschnittliche prozentuale Preisveränderung 

sämtlicher Waren und Dienstleistungen des privaten Bedarfs in Deutschland an. Bezugsjahr des derzei-

tigen Indexwertes ist das Jahr 2020. | 

 

Monat MAI 2023 JUN 2023 SEP 2023 DEZ 2023 MRZ 2024 MAI 2024 

Indexwert 116,5 116,8 117,8 117,4 118,6 119,3 

Veränderung zu Vorjahr +6,1% +6,4% +4,5% +3,7% +2,5% +2,4% 

 

Teilweise sind Verträge derart an den Verbrau-

cherpreisindex gekoppelt, dass eine Anpassung 

der Entgelte und die entsprechende Höhe von der 

Entwicklung dieses Indexes abhängig gemacht 

wird. 

Quelle | Statistisches Bundesamt unter www. destatis.de/ 

DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/ 

Verbraucherpreisindizes/Tabellen_/Verbraucherpreise 
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ABSCHLIESSENDE HINWEISE 

 

Steuern und Beiträge Sozialversicherung: Fälligkeitstermine in 07 / 2024 
 

| Im Monat Juli 2024 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten: | 

 

Steuertermine (Fälligkeit): 

Mittwoch, 10.7.2024 

 Umsatzsteuer für Monat JUN 2024 

 Umsatzsteuer für Quartal II 2024 

 Umsatzsteuer für Monat MAI 2024 * 

 Lohnsteuer für Monat JUN 2024 

* bei Dauerfristverlängerung 

 

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem 

Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fällig-

keitstermin vorliegen.  

 

Beachten Sie | Die für alle Steuern geltende drei-

tägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäteten 

Zahlung durch Überweisung endet am 

15.7.2024. Es wird an dieser Stelle nochmals da-

rauf hingewiesen, dass diese Zahlungsschonfrist 

ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt. 

 

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit): 

Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am 

drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

fällig, für den Beitragsmonat Juli 2024 am Mon-

tag, 29.7.2024. 

 

 

Haftungsausschluss 

Der Inhalt dieses Steuer-Newsletters ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die 

Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es notwendig, Haftung und Gewähr 

auszuschließen. Der Steuer-Newsletter ersetzt nicht die individuelle persönliche Beratung; für Entschei-

dungen, welche der Leser nur aufgrund dieses Steuer-Newsletters ohne eine diesbezügliche persönliche 

Beratung trifft, wird keine Haftung übernommen. 

 

 

Wenn einzelne Themen Ihr Interesse gefunden haben und Sie noch Verständnisprobleme, Fragen und 
Hinweise haben oder eine weitergehende Beratung wünschen, setzen Sie sich bitte mit der Kanzlei in 
Verbindung: 
 

per Telefon: 03733 / 6759465 
per Telefax: 03733 / 6759469 
per E-Mail: info@nr-stb.tax 


